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Die virtuelle Generalversammlung der 
Aktiengesellschaft 
Die Revision des Aktienrechts tritt am 1. Januar 
2023 in Kraft. Die aktienrechtlichen Bestimmungen 
werden an die heutigen wirtschaftlichen 
Gegebenheiten und Anforderungen angepasst. 
Generalversammlungen müssen nicht mehr in 
einem physischen Treffen abgehalten werden; 
stattdessen sind künftig rein schriftlich 
durchgeführte Generalversammlungen, General-
versammlungen mit verschiedenen Tagungsorten, 
hybride Generalversammlungen, oder sogar 
vollständig virtuelle Generalversammlungen 
zulässig. Von Letzterer sollen im vorliegenden Legal 
Update die wesentlichen Aspekte beleuchtet 
werden, um aufzuzeigen, wie Aktiengesellschaften 
in Zukunft von der erhöhten Flexibilität profitieren 
können. 

Virtuelle Generalversammlung 

Einleitung 

Das heute geltende Aktienrecht sieht die Gene-
ralversammlung als Ort des Diskurses, der Mei-
nungsbildung und der Entscheidung. Die Aktio-
näre kommen physisch an einem Ort zusammen 
und interagieren unmittelbar untereinander, mit 
dem Verwaltungsrat und der Geschäftsleitung. 
Das Schweizerische Aktienrecht geht somit von 
der Unmittelbarkeit der Generalversammlung 
aus (sog. Unmittelbarkeitsprinzip). Bisher war 
diese Unmittelbarkeit mit klassischen Kommu-
nikationsmitteln nicht zu erreichen. Dank der 
Digitalisierung kommt es mit der Einführung der 
virtuellen Generalversammlung per 1. Januar 
2023 zu einer Neuausrichtung des Unmittelbar-
keitsprinzips.  

Es ist anzunehmen, dass mit der Einführung der 
virtuellen Generalversammlung auch die Betei-
ligung der Aktionäre an der Generalversamm-
lung zunehmen wird; Aktionäre können unab-
hängig von ihrem Aufenthaltsort, ohne einen 
Stimmrechtsvertreter bezeichnen zu müssen, 
an der Versammlung teilnehmen und ihren Wil-
len kundtun. 

Die Bestimmungen zu den neuen Formen der 
Generalversammlung wurden zwar für das Ak-

tienrecht eingeführt, gelten aber kraft gesetzli-
chen Verweises auch für die Gesellschafterver-
sammlung der GmbH sowie die Generalver-
sammlung der Genossenschaft. 

Begriff 

Unter dem Begriff «virtuelle Generalversamm-
lung» ist gemäss den gesetzlichen Bestimmun-
gen eine Generalversammlung zu verstehen, 
die mit elektronischen Mitteln ohne physischen 
Tagungsort durchgeführt wird. Die Interaktion 
innerhalb der Generalversammlung findet aus-
schliesslich elektronisch im virtuellen Raum 
statt (vgl. hierzu auch die Abgrenzungen). Dies 
erlaubt Aktionären, die nicht am Tagungsort der 
Generalversammlung erscheinen können (oder 
wollen), ihre Rechte dennoch selbst wahrzuneh-
men.  

Gesetzliche Anforderungen 

Um eine virtuelle Generalversammlung, also 
ohne Tagungsort mit elektronischen Mitteln wie 
Bild- und Tonübertragungen, durchführen zu 
können, muss der Zugang zur Generalver-
sammlung äquivalent zur Präsenz-Generalver-
sammlung sein. Bei der Verwendung elektroni-
scher Mittel hat der Verwaltungsrat deshalb 
nach Art. 701e Abs. 2 nOR sicherzustellen, dass 

1. die Identität der Teilnehmer feststeht;  
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2. die Voten in der Generalversammlung un-
mittelbar übertragen werden;  

3. jeder Teilnehmer Anträge stellen und sich an 
der Diskussion beteiligen kann; 

4. das Abstimmungsergebnis nicht verfälscht 
werden kann. 

Zur Feststellung der Identität der Teilnehmer 
(Punkt 1) ist festzuhalten, dass der Verwal-
tungsrat in einem «technisch zumutbaren und 
vernünftigerweise zu erwartenden Rahmen» zu 
handeln hat.  

Die Statuten können die Verwendung elektroni-
scher Mittel von weiteren Voraussetzungen ab-
hängig machen. 

Im Übrigen müssen sämtliche Vorschriften be-
achtet werden, die auch für die Durchführung 
einer Generalversammlung mit physischem Ta-
gungsort gelten, wie z.B. deren rechtzeitige Ein-
berufung. Zudem müssen die Statuten zwin-
gend die Durchführung einer Generalversamm-
lung vorsehen und der Verwaltungsrat bei deren 
Einberufung einen unabhängigen Stimmrechts-
vertreter bezeichnen (s. hierzu sogleich). 

Statutarische Anforderungen 

Art. 701d Abs. 1 nOR stipuliert, dass – zusätz-
lich zu den gesetzlichen Vorschriften, die auch 
bei der Durchführung einer herkömmlichen Ge-
neralversammlung zu beachten sind – (i) die 
Statuten die Durchführung einer Generalver-
sammlung mit elektronischen Mitteln vorsehen 
müssen und (ii) der Verwaltungsrat einen unab-
hängigen Stimmrechtsvertreter zu bezeichnen 
hat. Die Pflicht zur Bestellung eines unabhängi-
gen Stimmrechtsvertreters soll den Aktionären, 
welche die von der Gesellschaft zur Verfügung 
gestellten elektronischen Mittel zur Ausübung 
ihrer Stimmrechte an der virtuellen Generalver-
sammlung nicht nutzen möchten/können, er-
möglichen, den Stimmrechtsvertreter zu bevoll-
mächtigen und ihm Weisungen zu erteilen. Bei 
Gesellschaften, deren Aktien nicht an einer 
Börse kotiert sind, können die Statuten vorse-
hen, dass auf die Bezeichnung eines unabhän-
gigen Stimmrechtsvertreters verzichtet wird 
(Art. 701d Abs. 2 nOR). 

Die Beschlussfassung über die Einführung der 
virtuellen Generalversammlung bedarf, sofern 
die Statuten nichts anderes vorsehen, der 
Mehrheit der vertretenen Stimmen (Art. 703 
OR). Der einzelne Aktionär kann somit über die-
sen Mehrheitsbeschluss verpflichtet werden, 
mit entsprechenden elektronischen Mitteln an 
der Generalversammlung teilnehmen zu müs-
sen, sofern die nichtkotierte Gesellschaft auf die 

Bezeichnung eines Stimmrechtsvertreters ver-
zichtet. Das doppelte Quorum, d.h. mindestens 
zwei Drittel der vertretenen Stimmen und die 
Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte, 
wird verlangt, wenn nicht börsenkotierte Gesell-
schaften auf den unabhängigen Stimmrechts-
vertreter verzichten wollen (Art. 701d Abs. 2 
i.V.m. Art. 704 Abs. 1 Ziff. 15 nOR).  

Auf telefonische Nachfrage hin erklärten die 
Handelsregisterämter Aargau, Zug und Zürich, 
noch über keine Musterstatuten-Formulierung 
im Hinblick auf die virtuelle Generalversamm-
lung zu verfügen. Mit einer solchen Formulie-
rung sei frühestens im Herbst oder aber Ende 
Jahr zu rechnen. Unseres Erachtens könnte eine 
Formulierung der Statutenbestimmung zur 
Durchführung einer virtuellen Generalver-
sammlung wie folgt lauten: 

«Der Verwaltungsrat kann die Generalver-
sammlung mit elektronischen Mitteln ohne Ta-
gungsort einberufen. Er regelt die Abhaltung 
der Generalversammlung unter Verwendung 
elektronischer Mittel in einem separaten Regle-
ment. Dieses ist den Aktionären offenzulegen.» 

Gemäss der Praxismitteilung des Eidgenössi-
schen Handelsregisteramts vom 17. Januar 
2022 ist es bereits heute möglich, gewisse Sta-
tutenänderungen im Hinblick auf die neue virtu-
elle Generalversammlung vorzunehmen. Eine 
solche Formulierung könnte wie folgt lauten:  

«Ab Inkrafttreten des neuen Aktienrechts vom 
19. Juni 2022 per 1. Januar 2023 gilt: 

Der Verwaltungsrat kann die Generalversamm-
lung mit elektronischen Mitteln ohne Tagungs-
ort einberufen. Er regelt die Abhaltung der Ge-
neralversammlung unter Verwendung elektro-
nischer Mittel in einem separaten Reglement. 
Dieses ist den Aktionären offenzulegen.» 

Es ist nicht zu empfehlen, detailliert die Form 
der Verwendung elektronischer Mittel in den 
Statuten zu regeln, da sich die Technik bekannt-
lich ständig weiterentwickelt und die Statuten 
infolgedessen immer wieder angepasst werden 
müssten. Dies wäre immer mit Beurkundungs- 
und Eintragungskosten verbunden. Der Verwal-
tungsrat soll die Verwendung elektronischer 
Mittel in einem eigens aufgestellten Reglement 
oder aber im Organisationsreglement regeln, 
sofern die Statuten nichts anderes vorsehen. 

Werden die Statuten überarbeitet, so ist darauf 
zu achten, dass die Durchführung einer virtuel-
len Generalversammlung nicht im Konflikt zu 
anderen statutarischen Bestimmungen steht 
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(z.B., wenn die Statuten einen physischen Ta-
gungsort vorsehen). 

Durchführung der virtuellen Generalver-
sammlung 

Das Gesetz schreibt nicht vor, welche elektroni-
schen Mittel zu verwenden sind (Grundsatz der 
Technologieneutralität), insbesondere wird 
auch keine Bildübertragung vorausgesetzt. So-
mit ist es möglich, eine Generalversammlung 
auch rein telefonisch abzuhalten, sofern die üb-
rigen Voraussetzungen für die Verwendung 
elektronischer Mittel erfüllt sind (siehe oben). 
Das ist insbesondere bei kleinerem Aktionariat 
eine einfache und kostengünstige Variante. Eine 
zeitversetzte Kommunikation, wie etwa via E-
Mail, genügt hingegen den Anforderungen des 
Unmittelbarkeitsprinzips nicht (s. hierzu Ab-
schnitt Gesetzliche Anforderungen). 

Der Verwaltungsrat ist in der Entscheidung über 
die zu verwendende Software zur Durchführung 
der virtuellen Generalversammlung frei, vorbe-
haltlich anderslautenden statutarischen Bestim-
mung und den zwingend einzuhaltenden ge-
setzlichen Anforderungen. Die Software muss 
dem Aktionär kostenlos zur Verfügung stehen 
und mit allen gängigen Betriebssystemen kom-
patibel sein. Viele bereits heute erhältliche Ap-
plikationen wie Zoom-Meeting, Microsoft Teams 
oder Skype ermöglichen es, eine Konferenz mit-
tels Bild-/Tonübertragung abzuhalten. Teilweise 
wird auch die Erstellung einer Umfrage unter-
stützt, womit an der virtuellen Generalver-
sammlung über jedes Traktandum einzeln ab-
gestimmt werden kann. Das Problem hierbei ist, 
dass diese bekannten und gängigen Anwendun-
gen derzeit noch nicht in der Lage sind, die ein-
zelnen Stimmen gemäss Aktienbuch zu gewich-
ten. Diese Gewichtung müsste folglich separat 
(z.B. in einem Excel Dokument) vorgenommen 
werden. Es gibt jedoch bereits spezialisierte An-
bieter, die auf ihren Plattformen virtuelle Gene-
ralversammlungen anbieten und auch die Ge-
wichtungen der Stimmen gemäss Aktienbuch 
vornehmen. 

Technische Probleme 

Fasst die Generalversammlung während des 
Auftretens technischer Probleme Beschlüsse, 
sind diese ungültig und bedürfen einer erneuten 
Abstimmung (Art. 701f Abs. 1 nOR). Der Ver-
waltungsrat kann sich nicht von dieser Ver-
pflichtung befreien, indem er nachweist, dass 
die technischen Probleme keinen Einfluss auf 
das Ergebnis der Abstimmung oder Wahl hat-
ten. Die Aktionäre haben ein unverzichtbares 
Recht darauf, dass die Abstimmungen und Wah-
len in der Generalversammlung formell korrekt 

durchgeführt werden. Treten während der Ge-
neralversammlung technische Probleme auf, so 
gilt es in erster Linie, diese zu beheben. Gelingt 
dies nicht innert nützlicher Frist, so muss die 
Generalversammlung auf ein anderes Datum 
verschoben werden. Die gesetzlich vorgeschrie-
bene 20-tägige Frist zur Einberufung ist in die-
sem Fall ausnahmsweise nicht einzuhalten, je-
doch darf die Mehrheit der Aktionäre nicht von 
vornherein von der verschobenen Generalver-
sammlung ausgeschlossen werden. Die gesetz-
liche Frist zur Einberufung ist hingegen dann 
anzuhalten, wenn die ursprüngliche Traktan-
denliste angepasst oder ergänzt wird. 

Keine «technischen Probleme» i.S.d. Gesetzes 
stellen Schwierigkeiten des einzelnen Aktionärs 
mit dem von ihm genutzten Telekommunikati-
onsunternehmen dar (inkl. den beim Aktionär 
vorliegende Hard- oder Softwarestörungen). 
Anders verhält es sich dann, wenn während der 
virtuellen Generalversammlung bspw. das kom-
plette Netz eines Telekommunikationsunter-
nehmens ausfallen würde. Diesfalls muss der 
Verwaltungsrat reagieren. 

Beschlüsse, welche die Generalversammlung 
vor dem Auftreten der technischen Probleme 
gefasst hat, bleiben gültig (Art. 701f Abs. 2 
nOR). 

Abgrenzungen 

Die virtuelle Generalversammlung ist insbeson-
dere von folgenden Formen der Generalver-
sammlung abzugrenzen: 

Hybride Generalversammlung 

Gemäss den gesetzlichen Bestimmungen kann 
der Verwaltungsrat vorsehen, dass Aktionäre, 
die nicht am Tagungsort der Generalversamm-
lung anwesend sind, ihre Rechte auf elektroni-
schem Weg ausüben können. Bei der hybriden 
Generalversammlung handelt es sich folglich 
um eine Präsenz-Generalversammlung, an der 
nicht anwesende Aktionäre zusätzlich die Mög-
lichkeit haben, auf elektronischem Wege an der 
Generalversammlung teilzunehmen. Die Aktio-
näre können sich mittels Bild- und/oder Ton-
übertragung zuschalten. Da eine physische Teil-
nahme an der Generalversammlung möglich ist, 
wird im Unterschied zur virtuellen Generalver-
sammlung auch keine entsprechende Regelung 
in den Statuten vorausgesetzt. Allerdings muss 
der Verwaltungsrat auch im Falle der hybriden 
Generalversammlung die Einhaltung der vier 
gesetzlichen Mindestanforderungen sicherstel-
len (s. oben gesetzliche Anforderungen). Es 
liegt in der Verantwortung des Verwaltungsra-
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tes zu entscheiden, ob eine hybride Generalver-
sammlung durchgeführt wird oder nicht. Der 
Verwaltungsrat kann aber über die Statuten zur 
Durchführung einer hybriden Generalversamm-
lung verpflichtet werden. 

Im Unterschied zu den übrigen Formen der Ge-
neralversammlung, bietet die hybride General-
versammlung folgende Vorteile: Zum einen 
kann jeder Aktionär unabhängig von seinem 
Aufenthaltsort an der Generalversammlung teil-
nehmen, zum anderen verliert die Generalver-
sammlung aufgrund ihres gleichzeitig physi-
schen Tagungsortes nicht ihren Wert als Social-
Event. 

Multilokale Generalversammlung 

Was gemäss Lehre und Praxis bereits unter gel-
tendem Aktienrecht als zulässig erachtet wird, 
hat nun Einzug in das Gesetz erhalten: 
Art. 701a Abs. 3 nOR sieht künftig die gleichzei-
tige Abhaltung der Generalversammlung an 
verschiedenen Tagungsorten vor. Die Aktionäre 
sind physisch präsent, können aber unter meh-
reren Tagungsorten wählen. Trotz einer Mehr-
zahl von Tagungsorten liegt formell nur eine Ge-
neralversammlung gemäss Schweizer Aktien-
recht vor. 

Im Falle einer solchen multilokalen Generalver-
sammlung müssen die Voten der Aktionäre un-
mittelbar in Bild und Ton an sämtliche Tagung-
sorte übertragen werden. Sofern die Statuten 
nichts anderes bestimmen, soll der Tagungsort 
der Generalversammlung auch ins Ausland ver-
legt werden können. 

Die Durchführung einer multilokalen General-
versammlung obliegt dem Verwaltungsrat und 
setzt keine statutarische Grundlage voraus. 

 

 

 

 

 

 

 

Übersicht 

 Virtuelle 
GV 

Hybride 
GV 

Multilo-
kale GV 

Tagungsort rein virtu-
elle 

physisch 
und virtu-
ell 

mehrere, 
rein phy-
sisch 

Statuarische 
Grundlage 

Ja Nein Nein 

Anforderun-
gen an die 
Verwendung 
elektrische 
Mittel 

Ja Ja Nein, da 
unmittel-
bare Ton 
und Bild 
Übertra-
gung an 
alle Ta-
gungsorte 

Zwingende 
Bezeich-
nung eines 
Stimm-
rechtsver-
treters 

Ja, sofern 
börsenko-
tiert 

Nein Nein 

Fazit 

Die virtuelle Generalversammlung ist eine der 
wesentlichsten Änderungen des neuen Aktien-
rechts. Sie ermöglicht dem Aktionär, unabhän-
gig von seinem Aufenthaltsort und ohne einen 
Stimmrechtsvertreter bezeichnen zu müssen, 
seine Stimmrechte an der virtuellen General-
versammlung wahrzunehmen. Die Gesellschaft 
dürfte von einem geringeren organisatorischen 
Aufwand profitieren, denn es müssen nament-
lich keine Räumlichkeiten gemietet werden. Ins-
besondere für ausländische Investoren dürfte 
die virtuelle Generalversammlung eine interes-
sante Alternative zur herkömmlichen General-
versammlung sein. Es ist auf jeden Fall sicher-
zustellen, dass die gesetzlichen Anforderungen 
hinsichtlich der Verwendung elektronischer Mit-
tel gewahrt werden und die Statuten die Durch-
führung einer virtuellen Generalversammlung 
vorsehen. Letzteres ist bereits heute möglich.  

Des Weiteren dürfte auch die hybride General-
versammlung ihre Anhänger finden, da diese 
Traditionalisten, welche den Kontakt vor Ort be-
vorzugen, und auch technikaffine Aktionäre an-
spricht. 
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